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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/7390 — 

Die „Republikaner", programmatische Stellungnahmen dieser Partei 
und Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen 

Im Verfassungsschutzbericht des Bundes für das Jahr 1993 wird unter 
der Überschrift „Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen 
der Partei ,Die Republikaner' (REP)" ausgeführt: „Äußerungen maßgeb-
licher Vertreter der REP und programmatische Stellungnahmen der 
Partei wiesen Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung auf. (...) Im Voka-
bular, dessen sich die REP bedienten, finden sich Begriffe, die für 
rechtsextremistische Agitation typisch sind: ,Planmäßige Überfrem-
dung' im Zusammenhang mit der Behandlung ausländerpolitischer Fra-
gen oder ,dauerhafte Bußfertigkeit' und ,Umerziehung' in Verbindung 
mit der Bewältigung nationalsozialistischer Vergangenheit knüpften an 
bekannte Formen rechtsextremistischer Propaganda an" (Verfassungs-
schutzbericht 1993, S. 55). 

Als Beispiele hierfür werden im Verfassungsschutzbericht unter ande-
rem angeführt 

— der Bundesvorsitzende Schönhuber, der vor einem „drohenden Ver-
lust der nationalen Identität durch ungebremste Überfremdungsver-
suche " warnte, 

— ein Flugblatt des REP-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen, in 
dem es heißt: „Die Altparteien haben Deutschland mittlerweile zu 
einem Einwanderungsland gemacht. Diesen Zustand wollen wir 
beenden. (...) Der multikulturelle Wahn ist der Tod der Völker.", 

— ein Flugblatt des REP-Landesverbandes Hamburg, in dem zu lesen 
ist: „Das Horrorbild einer multikulturellen Gesellschaft, in der nur 
die Skrupellosesten und Brutalsten das Sagen haben, wird jetzt zur 
Realität. Immer mehr Ausländer betätigen sich bevorzugt als 
Rauschgifthändler und in Mafia-Banden." (ebenda, S. 56). 

Weiter führt der Verfassungsschutzbericht aus: „Die REP sehen sich als 
,Gesinnungsgemeinschaft', deren ,historische Mission' in der ,Rettung 
des deutschen Vaterlandes' besteht. Den demokratischen Parteien wer-
fen sie vor, ihnen fehle die ,nationale Perspektive, der Glaube an die 
Kraft der deutschen Schicksalsgemeinschaft'." (ebenda, S. 57). 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 27. Mai 
1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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1. Konnte die Bundesregierung ähnlich programmatische Äußerungen 
der „Republikaner" oder Vetreter dieser Partei in den Jahren 1983 
bis 1991 nicht entdecken? 

2. Lagen der Bundesregierung Anhaltspunkte für rechtsextreme 
Bestrebungen der „Republikaner" bezüglich programmatischer 
Äußerungen für den Zeitraum von 1983 bis 1992 vor? 

a) Wenn ja, welche? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Fachliteratur, in den 
Medien, Gewerkschaften, Bildungseinrichtungen (bis hin zur Kon-
rad-Adenauer-Stiftung), verstärkt seit 'der Abgeordnetenhauswahl in 
Berlin 1989 und der Europawahl 1989, der rechtsextreme Charakter 
der „Republikaner" herausgestellt wurde? 

a) Wie erklärt sich die Bundesregierung die ausbleibenden Reaktio-
nen in diesem Zeitraum beim Bundesamt für Verfassungsschutz 
und im Bundesministerium des Innern? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die größte 
Organisation aus dem rechten Parteienspektrum, die von ihrer 
Programmatik und ihren Aktivitäten Anhaltspunkte für rechts-
extreme Bestrebungen auch in dem Zeitraum von 1983 bis 1992 
lieferte, vom Bundesamt für Verfassungsschutz und vom Bundes-
ministerium des Innern nicht wahrgenommen und über ihre 
Tätigkeit nicht aufgeklärt wurde? 

c) Gab es vor der Wende in der Beurteilung der „Republikaner" in 
den zuständigen Einrichtungen Aussprachen, Fortbildungsver-
anstaltungen, Lagebilder und Anweisungen, deren Ergebnis 
diese Wende ist, und wenn ja, welche? 

4. Was war letzten Endes ausschlaggebend für die Neubewertung der 
„Republikaner" durch die Bundesregierung? 

Hierzu wird auf die Beantwortung zu der Frage 3 der Drucksache 
12/7387 verwiesen. 

5. Hat die Bundesregierung nach ihrer Wende in der Beurteilung der 
„Republikaner" den Parlamentarischen Staatssekretär im Bundes-
ministerium des Innern, Eduard Lintner, mittlerweile darauf hinge-
wiesen, daß die „Kriegsschuldlüge" und die „Umerziehungs-These" 
zur rechtsextremen Programmatik gehören, und wenn ja, hat das zu 
Korrekturen in der Beurteilung von weiteren Organisationen, Zei-
tungen, Verlagen geführt, die bisher nicht als rechtsextrem einge-
stuft wurden? 

Eine „Wende" im Sinne der Anfrage hat nicht stattgefunden. Die 
Einschätzung der „Republikaner" hat sich graduell verändert. 

Im übrigen wird auf die Vorbemerkung der Antwort der Bundes-
regierung auf die Kleine Anfrage der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/4545 vom 10. März 1993 — sowie die dortigen 
Antworten zu den Fragen 7, 8 und 9 verwiesen. 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der Aus-
sagen des Verfassungsschutzberichtes die These, daß „kein Volk 
eine Überfremdung ohne Konflikte hinnehmen wird" und daß dies 
ein „Naturrecht jeden Volkes" sei? 

Eine Bewertung der in der Frage mitgeteilten „These" kann nur 
im Zusammenhang erfolgen. 
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7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der Bundes-
minister der Finanzen, Dr. Theo Waigel, die „Angst vor Überfrem-
dung" und die „nationale Identität" zu den „harten Themen" des 
Wahlkampfs machen will, und daß er dabei ganz bewußt die „pro-
grammatischen Anliegen" rechter Wähler und Wählerinnen aufgrei-
fen will (DIE WELT, 6. Dezember 1993)? 

In der Presse wiedergegebene Einzelbegriffe werden von der 
Bundesregierung nicht kommentiert. 

8. Von wie vielen Kontakten und Fällen der Zusammenarbeit zwischen 
Politikern der CDU/CSU und den „Republikanern" konnte das Bun-
desamt für Verfassungsschutz seit Dezember 1992 Kenntnis er-
halten? 

Abgeordnete der REP gehören derzeit Kommunal-, Länderparla-
menten, dem Deutschen Bundestag und dem Europäischen Parla-
ment an. Einzelne Kontakte lassen sich daher sicher nicht vermei-
den. Fälle von Zusammenarbeit sind nicht bekannt. 




